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Photovoltaikanlage: Gebäudekosten als gemischte Auf wendungen 
 
Wird eine Photovoltaikanlage auf dem Dach einer im Übrigen 
privat genutzten Halle betrieben, dann können antei lige Gebäu-
dekosten nicht als Betriebsausgaben im Wege der sog . Aufwands-
einlage bei der Ermittlung der gewerblichen Einkünf te des Be-
triebs "Stromerzeugung" berücksichtigt werden. Insb esondere 
kommt keine Aufteilung der Gebäudekosten nach dem V erhältnis 
der jeweils für die Nutzungsüberlassung der Halle u nd der 
Dachfläche tatsächlich erzielten oder abstrakt erzi elbaren 
Mieten in Betracht. 
 
 
 
EStG § 4 Abs. 4, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 21 Abs . 1 Satz 1 
Nr. 1 
 
Urteil vom 17. Oktober 2013     III R 27/12 
 
Vorinstanz: FG Köln vom 16. Mai 2012  10 K 3587/11 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind Eheleu te, die im 

Streitjahr 2008 zusammen zur Einkommensteuer veranl agt wurden. 

 

Der Kläger ist Eigentümer eines landwirtschaftliche n Betriebs, 

der seit dem Erwerb an die Klägerin verpachtet ist.  Er ließ im 

Jahr 2005 eine Reithalle und im Jahr 2007 eine Mehr zweckhalle 

errichten, die er ebenfalls der Klägerin gegen Entg elt zur 

Nutzung überließ. Diese betreibt auf dem Anwesen ei ne Pferde-

pension und hält dort auch eine Mutterkuhherde. Die  Pensions-

pferdehaltung wurde sukzessive erweitert. 

 

Auf beiden Hallen ließ der Kläger Photovoltaikanlag en mittels 

einer auf das Dach aufgesetzten Trägerkonstruktion installie-

ren. Der Kläger erzielte mit den von ihm betriebene n Solaran-

lagen erhebliche Erlöse aus der Einspeisung von Str om. 

 

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt - -FA--), 

qualifizierte die Vermietung der beiden Hallen als Liebhaberei 

und berücksichtigte die diesbezüglichen Kosten steu erlich 

nicht. Der Auffassung der Kläger, bei der anzustell enden Über-

schussprognose seien auch die Erlöse aus der Strome inspeisung 

einzubeziehen, folgten weder das FA noch das angeru fene 

Finanzgericht (FG). Zur Begründung wurde jeweils an geführt, 

dass bei der Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht  die Tätig-

keiten der Nutzungsüberlassung und der Energieerzeu gung 

getrennt zu beurteilen seien. Bei der Ermittlung de r gewerbli-

chen Einkünfte aus dem Betrieb der Solaranlagen sei en antei-

lige Hallenkosten auch nicht im Wege der Aufwandsei nlage zu 

berücksichtigen.  
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Dagegen wenden sich die Kläger mit ihrer Revision. Da die 

unterpreisliche Vermietung der Hallen an die Kläger in vom FA 

als Liebhaberei beurteilt worden sei, fielen sämtli che Aufwen-

dungen für die Hallen in den Bereich der privaten L ebensfüh-

rung. Ein Teil dieser Kosten sei aber durch den Bet rieb der 

Photovoltaikanlage veranlasst und müsse nach dem ob jektiven 

Nettoprinzip Beachtung finden. Der Gewerbebetrieb e rfordere 

ein geeignetes Gebäude als Unterbau. Zwar wären die  Hallenkos-

ten auch ohne Herstellung der Solaranlage angefalle n, doch 

hätte diese Anlage ohne die Halle nicht gebaut werd en dürfen. 

Diese unbedingte Abhängigkeit von der Halle verbind e deren 

laufende Kosten mit dem Gewerbebetrieb "Stromerzeug ung". Dies 

zeige sich auch schon daran, dass ohne Halle ein gl eich hohes 

Gestell hätte errichtet werden müssen. Kosten eines  derartigen 

Gerüsts seien unzweifelhaft als Betriebsausgaben zu  qualifi-

zieren. Der vom FG vermisste objektive Aufteilungsm aßstab 

könne den Urteilen des Bundesfinanzhofs (BFH) zum V orsteuerab-

zug bei Errichtung von Photovoltaikanlagen --Auftei lung anhand 

des Verhältnisses der für die Dachfläche und die In nenfläche 

erzielbaren Mietumsätze-- entnommen werden (BFH-Urt eile 

jeweils vom 19. Juli 2011 XI R 29/09, BFHE 234, 556 , BStBl II 

2012, 430; XI R 21/10, BFHE 235, 14, BStBl II 2012,  434; 

XI R 29/10, BFHE 234, 564, BStBl II 2012, 438). Ein e Auftei-

lung nach dem Nutzflächenverhältnis führe dagegen z u unange-

messenen Ergebnissen. 

 

Die Kläger beantragen sinngemäß, das FG-Urteil aufz uheben und 

den angegriffenen Einkommensteuerbescheid dahingehe nd abzuän-

dern, dass bei der Ermittlung der gewerblichen Eink ünfte des 

Klägers weitere Betriebsausgaben in Höhe von 1.395, 23 € be-

rücksichtigt werden. 

 

Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurü ckzuweisen. 
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II. 

Die Revision der Kläger ist unbegründet und daher z urückzuwei-

sen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO-- ). Das FG 

hat bei der Ermittlung der gewerblichen Einkünfte d es Klägers 

aus dem Betrieb der Solaranlagen rechtsfehlerfrei a nteilige 

Hallenkosten nicht als Betriebsausgaben berücksicht igt. 

 

1. a) Betreibt ein Steuerpflichtiger in der Absicht , damit Ge-

winn zu erzielen, eine Anlage zur Erzeugung von Str om aus Son-

nenenergie, dann sind die Einnahmen aus der Einspei sung des 

Stromes in das Netz als gewerbliche Einkünfte gemäß  § 15 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes (ES tG) zu 

qualifizieren (vgl. BFH-Urteile vom 15. September 2 010 

X R 21/08, BFH/NV 2011, 235; vom 24. Oktober 2012 X  R 36/10, 

BFH/NV 2013, 252). Bei der Ermittlung der gewerblic hen Ein-

künfte aus dem Betrieb der Solaranlage sind die Vor schriften 

über die Betriebsausgaben zu beachten (vgl. § 4 Abs . 1 Satz 8, 

Abs. 3 Satz 1, § 5 Abs. 6 EStG). Betriebsausgaben s ind die 

Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind  (§ 4 

Abs. 4 EStG). Dazu gehören auch solche Aufwendungen , die durch 

die betrieblich veranlasste Nutzung von eigenen bet riebsfrem-

den Wirtschaftsgütern entstehen (sog. Aufwandseinla ge, vgl. 

Beschluss des Großen Senats des BFH vom 26. Oktober  1987 

GrS 2/86, BFHE 151, 523, BStBl II 1988, 348, m.w.N. ). 

 

b) Ist die Herstellung oder die Anschaffung sowie d as laufende 

Unterhalten solcher Wirtschaftsgüter wesentlich auc h durch die 

private Lebensführung des Steuerpflichtigen veranla sst, rich-

tet sich die Berücksichtigung der mit der Herstellu ng oder An-

schaffung sowie Nutzung dieser Güter verbundenen Au fwendungen 

nach den vom Großen Senat des BFH entwickelten Rech tsgrundsät-

zen (Beschluss des Großen Senats des BFH vom 21. Se ptember 
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2009 GrS 1/06, BFHE 227, 1, BStBl II 2010, 672). Da nach sind 

gemischt veranlasste Aufwendungen grundsätzlich auf zuteilen, 

sofern die betriebliche oder private Veranlassung n icht von 

völlig untergeordneter Bedeutung ist. Der betriebli ch veran-

lasste Teil der Aufwendung ist als Betriebsausgabe abziehbar. 

Greifen die --für sich gesehen jeweils nicht unbede utenden-- 

betrieblichen und privaten Veranlassungsbeiträge so  ineinan-

der, dass eine Trennung nicht möglich ist, fehlt es  also an 

objektivierbaren Kriterien für eine Aufteilung, dan n kommt ein 

Abzug der Aufwendungen insgesamt nicht in Betracht (Beschluss 

des Großen Senats des BFH in BFHE 227, 1, BStBl II 2010, 672). 

 

c) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt  (§ 2 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 EStG), wer sein Grundstück in d er Absicht 

vermietet, daraus auf Dauer ein positives Ergebnis zu errei-

chen. Den objektiven Tatbestand verwirklicht, wer e in Grund-

stück vermietet. Neben einem Rechtsverhältnis (vgl.  § 24 Nr. 2 

EStG, hier: Mietvertrag) verlangt das Gesetz ein be stimmtes 

Objekt (z.B. Grundstück, Gebäude oder Gebäudeteil),  auf das 

sich die Vermietungstätigkeit des Steuerpflichtigen  beziehen 

muss. Die nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG steuer bare Tätig-

keit ist stets objektbezogen. Maßgebend ist die auf  eine 

bestimmte Immobilie ausgerichtete Tätigkeit des Ste uerpflich-

tigen. Vermietet er mehrere Objekte, also z.B. --wi e hier-- 

zwei Hallen, so ist jede Tätigkeit grundsätzlich je  für sich 

zu beurteilen. Das gilt auch, wenn mehrere Immobili en aufgrund 

eines einheitlichen Mietvertrags zusammen zur Nutzu ng überlas-

sen werden. Denn der objektive Tatbestand untersche idet das 

Rechtsverhältnis (hier: Mietvertrag) vom Objektbezu g (bestimm-

te Immobilie) und enthält damit zwei unterschiedlic he Voraus-

setzungen mit der Folge, dass ein einheitliches Rec htsverhält-

nis grundsätzlich nicht mehrere Objekte in einer ei nheitlichen 

steuerbaren Tätigkeit zusammenführen kann. Der Diff erenzierung 
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im objektiven Tatbestand der Steuernorm entspricht die objekt-

bezogene Beurteilung des subjektiven Tatbestands, d er Einkünf-

teerzielungsabsicht (BFH-Urteil vom 26. November 20 08 

IX R 67/07, BFHE 224, 58, BStBl II 2009, 370, m.w.N .). 

 

2. Nach diesen Grundsätzen hat das FG zu Recht kein e anteili-

gen Hallenkosten bei der Ermittlung der gewerbliche n Einkünfte 

des Klägers aus dem Betrieb der Solaranlagen berück sichtigt. 

 

a) Zutreffend ist das FG davon ausgegangen, dass di e vom Klä-

ger entfalteten wirtschaftlichen Aktivitäten im Hin blick auf 

das Vorliegen der Gewinnerzielungsabsicht gesondert  zu würdi-

gen sind. Wegen des strengen Objektbezugs des § 21 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 EStG ist die Vermietungstätigkeit des Klägers von 

dessen gewerblicher Tätigkeit zu unterscheiden. Es kommt daher 

nicht in Betracht, bei der Prüfung der Frage, ob di e Vermie-

tung der Hallen mit Einkünfteerzielungsabsicht betr ieben wird, 

die Einnahmen aus der Stromeinspeisung zu berücksic htigen. 

Denn die Solaranlage ist nicht Gegenstand der Vermi etung. 

 

b) Ferner ist nicht zu beanstanden, dass das FG das  Vorliegen 

der Einkünfteerzielungsabsicht im Hinblick auf die vermieteten 

Objekte Reithalle und Mehrzweckhalle verneint hat. Da die 

Typisierung der Einkünfteerzielungsabsicht bei auf Dauer ange-

legter Vermietungstätigkeit nur bei Wohnungen zum T ragen kommt 

(BFH-Urteil vom 20. Juli 2010 IX R 49/09, BFHE 230,  385, BStBl 

II 2010, 1038), war eine Einzelfallprüfung anhand e iner Über-

schussprognose durchzuführen (dazu im Einzelnen BFH -Urteil vom 

6. November 2001 IX R 97/00, BFHE 197, 151, BStBl I I 2002, 

726). Die hiernach vorzunehmende Schätzung der im P rognose-

zeitraum voraussichtlich zu erwartenden Einnahmen u nd Ausgaben 

lässt nach der im Wesentlichen auf tatsächlichem Ge biet lie-

genden und damit grundsätzlich bindenden (§ 118 Abs . 2 FGO) 
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Würdigung des FG keinen Totalüberschuss erwarten. H ierbei ist 

davon auszugehen, dass die Gebäude-AfA und die sons tigen Hal-

lenkosten vollständig der Vermietungstätigkeit und nicht 

--auch nicht anteilig-- der gewerblichen Tätigkeit (Stromer-

zeugung) zuzuordnen sind (s. nachfolgend unter c). Die Miet-

einnahmen reichen im Streitfall noch nicht einmal a us, um die 

auf das Gebäude und die sonstigen vermieteten Gegen stände ent-

fallende AfA abzudecken. In Anbetracht der auf der Ausgaben-

seite zusätzlich anzusetzenden Instandhaltungsaufwe ndungen 

(BFH-Urteil in BFHE 197, 151, BStBl II 2002, 726) k onnte das 

FG rechtsfehlerfrei zur Annahme gelangen, dass der Kläger ohne 

Einkünfteerzielungsabsicht gehandelt hat. Die Kläge r haben im 

Übrigen keine für einen Totalüberschuss sprechenden  Tatsachen 

vorgetragen und das FG-Urteil insoweit auch nicht m it Revisi-

onsrügen angegriffen. 

 

c) Dem FG ist schließlich auch darin zu folgen, das s eine Auf-

teilung der Hallenkosten zwischen der steuerlich un beachtli-

chen (privaten) Vermietungstätigkeit und der steuer lich be-

achtlichen gewerblichen Tätigkeit nicht möglich ist . 

 

aa) Der Senat geht zunächst davon aus, dass die Pho tovoltaik-

anlagen als Betriebsvorrichtungen und die Hallen je weils 

eigenständige Wirtschaftsgüter darstellen und die H allen nicht 

--und auch nicht anteilig-- zum Betriebsvermögen de s klägeri-

schen Gewerbebetriebs "Stromerzeugung" gehören (gl. A. Urteile 

des Hessischen FG vom 20. Januar 2011  11 K 2735/08 , Entschei-

dungen der Finanzgerichte --EFG-- 2011, 1158; FG Mü nchen vom 

2. August 2012  15 K 770/12, EFG 2012, 2279). Insbe sondere das 

Dach ist kein Gebäudeteil, der in einem von der son stigen Nut-

zung der Hallen eindeutig und nicht nur vorübergehe nd abwei-

chenden Nutzungs- und Funktionszusammenhang steht. Denn das 

Dach dient derselben Nutzung wie der Rest des Gebäu des, näm-
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lich der privaten Nutzung als Lagerstätte, Pferdest all, Reit-

platz u.ä. Eine etwaige betriebliche Mitnutzung des  Daches für 

Zwecke der Stromerzeugung reicht nicht (vgl. Schmid t/Heinicke, 

EStG, 32. Aufl., § 4 Rz 192).  

 

bb) Der Aufwand, der durch die betrieblich veranlas ste Mitnut-

zung der zum Privatvermögen gehörenden Hallen entst eht, kann 

nicht im Wege der sog. Aufwandseinlage berücksichti gt werden. 

Denn es fehlt an einem sachgerechten Aufteilungsmaß stab.  

 

Das Verhältnis der Flächen --für Solaranlage genutz te Dachflä-

che sowie Nutzfläche des Halleninnenraums-- ist als  Auftei-

lungsmaßstab mangels Vergleichbarkeit der Flächen u ngeeignet, 

was auch von den Klägern eingeräumt wird. Der Senat  folgt in-

soweit der umsatzsteuerrechtlichen Beurteilung (vgl . BFH-Ur-

teile in BFHE 234, 556, BStBl II 2012, 430; in BFHE  235, 14, 

BStBl II 2012, 434; in BFHE 234, 564, BStBl II 2012 , 438). Ab-

weichend vom Umsatzsteuerrecht kommt allerdings auc h die Auf-

teilung nach dem Verhältnis der jeweils für die Nut zungsüber-

lassung der Halle und der Dachfläche tatsächlich er zielten 

oder abstrakt erzielbaren Mieten (BFH-Urteile in BF HE 234, 

556, BStBl II 2012, 430; in BFHE 235, 14, BStBl II 2012, 434; 

in BFHE 234, 564, BStBl II 2012, 438), also die Auf schlüsse-

lung nach dem Umsatz- oder Einnahmenverhältnis, im Ertragsteu-

errecht nicht in Betracht. Denn dieses kennt keinen  strengen 

Verwendungszusammenhang (direkt und unmittelbar, vg l. BFH-Ur-

teil in BFHE 234, 556, BStBl II 2012, 430) zwischen  Eingangs-

leistungen und Ausgangsumsätzen (Naujok, Urteilsanm erkung, 

Zeitschrift für Immobilienrecht 2013, 32). Der BFH hat zudem 

bereits wiederholt entschieden, dass das Verhältnis  der Ein-

nahmen als Maßstab für die Aufteilung gemischt vera nlasster 

Aufwendungen ausscheidet (BFH-Urteil vom 10. Juni 2 008 

VIII R 76/05, BFHE 222, 313, BStBl II 2008, 937, m. w.N.). Denn 
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die Tatsache, dass ggf. mit der einen Nutzungsüberl assung mehr 

Geld verdient werden kann als mit der anderen, kann  nicht dar-

über hinwegtäuschen, dass das auslösende Moment für  die Auf-

wandsentstehung die beabsichtigte Doppelnutzung der  Hallen als 

Gegenstand einer privat veranlassten Nutzungsüberla ssung und 

Grundlage der Stromerzeugung war. Das Dach dient hi erbei zu-

gleich als "Fundament" für die Photovoltaikanlage a ls auch als 

Schutz der Innenräume vor Witterungseinflüssen. Die se Funktio-

nen sind untrennbar miteinander verbunden, der jewe ilige Funk-

tionsanteil nicht quantifizierbar. Schließlich ist das Einnah-

menverhältnis als Aufteilungsmaßstab auch deshalb n icht sach-

gerecht, weil es als bloße Momentaufnahme gegenwärt ig beste-

hender Ertragschancen keine dauerhaft verlässliche Grundlage 

für die Aufteilung der Aufwendungen, insbesondere d er AfA, 

bietet. Die lineare Gebäude-AfA (§ 7 Abs. 4 EStG) i st auf ei-

ner langen Zeitachse in grundsätzlich gleichbleiben den Beträ-

gen zu verteilen. Auch ohne dass es in Bezug auf da s Abschrei-

bungsobjekt zu tatsächlichen Änderungen der Gebäude substanz 

(z.B. Ausbauten, Erweiterungen), der Gebäudefunktio n, der Nut-

zungsverhältnisse oder in Bezug auf den Steuerpflic htigen zu 

Änderungen bei seinen steuerlich relevanten Aktivit äten kommt, 

ist das Verhältnis der erzielbaren Einnahmen von de r jeweili-

gen Marktlage abhängig, der Aufteilungsmaßstab also  ständigen 

Änderungen unterworfen. Die Höhe des Betriebsausgab enabzugs 

bedürfte jährlich --oder öfter-- der Anpassung. Es ist umge-

kehrt aber auch kein Sachgrund dafür ersichtlich, w arum die im 

Jahr der Anschaffung oder Herstellung vorgenommene Schätzung 

der nach aktueller Marktlage erzielbaren Mieten den  als Be-

triebsausgabe abziehbaren Anteil der AfA auf Jahrze hnte fest-

legen soll. 


